


N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 21. Januar 1999 Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.03 Uhr

                          Ende: 20.44 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  17.59 Uhr bis 18.55 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Kietzer




Stellv. Stadtpräsidentin Schattke 

(16.59 Uhr - 17.59 Uhr)

1. Schriftführer/in:
Herr Kaiser




Frau Jacobsen

2. Schriftführer/in:
Herr Cordes




Herr Kramer

Ratsmitglieder:

Herr Altewolf, Herr Anemüller, Frau Benn,

Herr Cordes, Frau Dickhoff, Herr Diester, Frau Engelke, Herr Dr. Erdmann, Herr Fenske, Herr Finger, Herr Hahn, Frau Halbe,

Herr Hammerich, Herr Heinemann, Frau Helmig, Herr Huckriede, Frau Jacobsen, Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Herr Kempe, Frau Ketelsen,

Frau Kietzer, Herr Kirkskothen, Herr Kluth, Frau Kohrs-Heimann, Herr Kottek, Herr Kramer, Frau Lebert, Frau Lindner, Herr Lindner,




Frau Martens, Herr Meyer, Herr Moriz,

Herr Oschmann, Frau Pohl, Herr Raupach, Frau Reimann, Herr Rogacki, Frau Schattke, Herr Schulz, Herr Tovar, Herr Tschorn, 

Herr Vieregge, Herr Vogelsang, Herr Wetzel,




Herr Weyher, Herr Wehner, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Frau Engelke, Herr Huckriede, Frau Jöhnk, Herr Meyer,

Herr Vieregge, Herr Vogelsang

Ratsherren/innen:
Oberbürgermeister Gansel, Stadträtin Bommelmann,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Bürgermeister Zimmer, Stadtrat Schirmer

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und wei​tere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:

Frau Thomsen (Amt für Organisation und Verwaltungsre-




form)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Vor Eintritt in die reguläre Tagesordnung wird der Firma "knk Systemlösun​gen"der Frauenförderpreis der Landeshauptstadt Kiel verliehen. Die Firma hat sich zum Ziel gesetzt, ein Arbeitsumfeld zu schaffen, in der keine Tätigkeit mehr als typisch weiblich oder typisch männlich gilt. Da die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Organisation von Arbeitsabläufen und Zeiten weitgehend nach ihren Bedürfnissen gestalten, können sie ihr Kreati​vitätspotential voll entfalten. Dabei sind unübliche Arbeitszeiten seitens der Unternehmensleitung voll akzeptiert und alle Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter haben darüber hinaus die Möglichkeit, ihre Aufgaben ganz oder teilweise zu Hause zu erledigen, was häufig von Familienvätern genutzt wird.

Teil dieser vorbildlichen Personalpolitik ist auch ein frauenfreundliches Bewerbungs- und Auswahlverfahren. Als Ergebnis aller Maßnahmen bei "knk Systemlösungen" sind sowohl Führungs- und Schlüsselpositionen als auch Ausbildungsplätze für neue Computer-Berufe im Verhältnis 1:1 besetzt. Dies ist außergewöhnlich in einer Branche, in der Frauen bisher kaum in führenden Positionen zu finden sind.


Anschließend eröffnet Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) die Sitzung


und begrüßt die Anwesenden.

Sie teilt mit, daß sich 6 Mitglieder der Ratsversammlung entschuldigt haben und 3 später kommen, so daß zu Beginn 40 und später 43 Ratsmitglieder anwe​send sein müßten.


Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

Weiter teilt sie mit, daß die heutige Sitzung zum ersten Mal live im Offe​nen Kanal Kiel übertragen wird. Es wurde ein Probelauf von drei Monaten vereinbart. Danach wird endgültig über die weitere Vorgehensweise entschie​den.

Außerdem ist ab 17.30 Uhr auf dem Rathausplatz eine Demonstration/Kundge​bung von Mietern und Mitarbeitern der KWG geplant. Um 18.00 Uhr wird eine Abordnung der Demonstranten durch Oberbürgermeister G a n s e l und Stadt​präsidentin K i e t z e r (SPD) empfangen. Die Ratsversammlung wird zu die​sem Zeitpunkt für die Dauer des Empfangs unterbrochen.


Da Ratsherr Vieregge (CDU) nicht anwesend ist, übernimmt Ratsherr Kramer


(CDU) mit einstimmiger Billigung der Ratsversammlung die Aufgaben des 


2. Stellvertretenden Schriftführers.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung rechtzeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehörigen Nachtragstagesordnungen sind am 18. Januar 1999 nachgeschickt und heute auf den Tisch gelegt worden.

Die letzte Zusammenfassung ist diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung





Öffentliche Sitzung


Aus dem Ältestenrat


Punkt 8 k)
Novellierung der Erbbaurechtsverordnung         - Drs. 46 -



CDU-Ratsfraktion


und


Punkt 8 l)
Angemessene Berücksichtigung sozialer           - Drs. 47 -

Vergabe von Erbbaurechten und Verlängerung von Erbbaurechtsverträgen in der Landeshauptstadt



Kiel



CDU-Ratsfraktion

werden gemeinsam unter Punkt 8 k) zur Beratung und Beschlußfassung aufgerufen.

Die Beschlußfassung zu

Punkt 12)

136. Änderung des Flächennutzungsplanes der     Drs.  5 -



Stadt Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich

in Kiel-Schreventeich, zwischen Gutenberg-



straße, Eckernförder Straße und Güterbahn West



- Endgültiger Beschluß -



Stadtbaurat Dr. Flagge

und

Punkt 13)

Vorhabenbezogener B-Plan Nr. 892 V für das      Drs.  6 -



Baugebiet Kiel-Schreventeich, Gutenbergstraße,

südlich der Grundstücke Gutenbergstraße 75 - 77, Bahndamm, Eckernförder Straße (Satzungsbeschluß)



Stadtbaurat Dr. Flagge

darf aus rechtlichen Gründen erst nach dere Beratung und Beschluß​fassung der betreffenden Vertragsangelegenheiten (Punkt 2 der nichtöffentlichen Sitzung) erfolgen. Die Beratung beider Punkte 

(12 und 13) erfolgt gemeinsam und ist im öffentlichen Teil möglich.

Zwei Kleine Anfragen

Punkt 18 j)

Siedlerbeirat                                   Drs. 51 -



(öffentliche Sitzung)



Ratsherr Hahn, SPD-Ratsfraktion

und

Punkt 5 a)
Beschäftigung von Architekten durch das          Drs. 18 -


Hochbauamt


(nichtöffentliche Sitzung)


Ratsherr Hahn, SPD-Ratsfraktion

werden aus Gründen der Geschäftsordnung nicht zugelassen.

In Abstimmung mit dem Rechtsamt schlägt Stadtpräsidentin

K i e t z e r   (SPD) vor,

Punkt 8 e)
(Wieder)besetzung von Direktorenstellen          Drs. 38


städtischer Gesellschaften


Ratsfraktion Bündnis 90 (DIE GRÜNEN)

in der nichtöffentlichen Sitzung unter Punkt 7 zu behandeln.

Ratsherr   M o r i t z   (CDU) beantragt im Namen seiner Fraktion, den Tagesordnungspunkt 8 e) in öffentlicher Sitzung zu belassen und zu beschließen. Da der Tagesordnungspunkt in der Tagesordnung der öffentlichen Sitzung aufgeführt ist, läßt Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) über den Vorschlag, den Antrag in nichtöffentlicher Sitzung zu beraten, abstimmen.

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Ratsherr   Dr.   W u l f f   (CDU) erklärt, daß die Dringlichkeit zum Tagesordnungspunkt 6 a) der nichtöffentlichen Sitzung nicht anerkannt wird.

Daraufhin zieht Oberbürgermeister   G a n s e l   die Vorlage zu diesem Tagesordnungspunkt zurück.

Ratsherr   F e n s k e   (SPD) erklärt, daß die Dringlichkeit zum Tagesordnungspunkt 8 n) der öffentlichen Sitzung nicht anerkannt wird.

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) läßt über die Dringlichkeit des Tagesordnungspunktes 8 n) absstimmen. Dabei wird die erforderliche 2/3-Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder (33) nicht erreicht. Dieser Punkt steht damit nicht zur Beratung an.

Die Dringlichkeit aller übrigen nachgereichten und auf den Tisch gelegten


Anträge und Vorlagen wird einstimmig anerkannt.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesordnung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

 3. Einwohneranfragen


Es ist keine Anfrage eingegangen.

 4. Aktuelle Stunde


Es wurde kein Thema von den Fraktionen angemeldet.


5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 26.11.1998


Die Niederschrift hat ausgelegen.


Es sind keine Einwendungen eingegangen.


Antrag: Die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am




  26.11.1998 wird genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

 6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin Es liegt keine Mitteilung vor.

7. a)  Machbarkeit Schnellkatamaran                                - Drs. 32 ​Der beigefügte Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



vom 02.10.1998 ist in der Sitzung der Ratsversammlung am 

29.10.1998 in den Bauausschuß und den Wirtschaftsausschuß verwiesen worden. Die Ausschüsse haben sich in ihren Sitzungen am 03. bzw. 02.12.1998 mit der Angelegenheit befaßt und dem Antrag mit den nachstehend aufgeführten Änderungen einstimmig zugestimmt:

1. In Absatz 1 werden die Worte "Ausschreibung in Form einer Kostennachfrage" durch die Worte "Preisumfrage mit minimalem Aufwand" ersetzt.



2. In Absatz 2 werden die Worte "dieser Ausschreibung" gestrichen.

Auszüge aus den Ausschußniederschriften sind dem zuständigen Amt für Wirtschaft, Verkehr, Stadt- und Regionalentwicklung zur weiteren Ver​anlassung zugestellt worden.



Um Kenntnisnahme wird gebeten.



Kenntnis genommen

b) Beschleunigung des Bebauungsplanverfahrens                  - Drs. 11 


​(Antrag der SPD-Ratsversammlung zur Rats-



versammlung am 17.09.98)                          



Kenntnis genommen                                 

c) Vereinfachung von Planungs- und Genehmigungs-               - Drs. 15 


​verfahren (Antrag der SPD-Ratsfraktion zur        



Ratsversammlung am 20.08.98)                      



Kenntnis genommen                                 

d) Kiel-Hörnbereich/EFRE-Programm-Baumaßnahmen-                - Drs. 12 


​abschluß - Vorläufiger Sachstandsbericht zum      



Abschluß der Baumaßnahmen Ende 1998 -             



Kenntnis genommen                                 

e) Ausnahmen vom Ladenschluß in Kiel: Sonntags- und            - Drs. 29 ​Samstagsöffnungen                                 



Dringlichkeit anerkannt.



Kenntnis genommen

f) Vorliegen von Ausschließungsgründen nach § 22 Abs.          - Drs. 54 


​2 GO bei Ratsmitgliedern, die Aufsichtsratsmit-   



glieder sind                                      



Dringlichkeit anerkannt.



Kenntnis genommen                                 

g) Wahrnehmung der Dezernate (Sachgebiete)                     - Drs. 58 ​


hier: Neuregelung der Vertretung ab 01.01.99      



- Tischvorlage



Dringlichkeit anerkannt -



Kenntnis genommen                                 

7.  h) Korruptionsverdacht gegen einen Mitarbeiter des



Städtischen Krankenhauses



- Mündliche Mitteilung -



Oberbürgermeister   G a n s e l berichtet über den aktuellen



Sachstand.



Kenntnis genommen

 8. Anträge der Fraktion 

a) Illegale Schmierereien/Graffiti                             - Drs. 19 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird gebeten, im Rat für Kriminalitätsverhütung das Thema: "Unbefugtes Bekleben/Beschmieren und illegale Schmierereien/Graffiti" aufzugreifen und mit den in diesem Gremium vorhandenen Fachleuten ggf. Maßnahmen/Gegenmaßnahmen und im Bereich der Prävention erste Schritte zu überdenken und einzuleiten.



Beschluß:
A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -            




bei 3 JA-Stimmen S-U-K

b) Reduzierung von Wohnungsleerständen                         - Drs. 27 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird gebeten, ein Konzept zur deutlichen Reduzie​rung des Bestandes an leerstehenden Sozialwohnungen vorzulegen, das über die in der Beantwortung der Kleinen Anfrage der S-U-K-Ratsfraktion vom 12.11.1998 genannten Anfangsmaßnahmen hinausgeht.


Über Art und Ergebnis der Bemühungen ist dem Ausschuß für Soziales, Woh-


nen und Gesundheit halbjährlich schriftlich zu berichten. 

b) Reduzierung von Wohnungsleerständen                         Drs. 27 


​S-U-K-Ratsfraktion

Ratsherr   S c h u l z   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Überweisung in den Ausschuß für Soziales, Wohnen und Gesundheit.


Beschluß: Verwiesen - einstimmig

c) Wahl eines Mitgliedes im Ausschuß für Soziales,             - Drs. 28 


​Wohnen und Gesundheit                             


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Thomas Wehner wird als ordentliches Mitglied in den Ausschuß für


Soziales, Wohnen und Gesundheit gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

d) Vergabevorgänge                                             - Drs. 37 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:


Der Oberbürgermeister legt der Ratsversammlung bis zur Juli-Sitzung


einen Bericht vor, deer folgende Fragen beantwortet:


1. Der Selbstverwaltung sind auf Nachfrage Fälle bekanntgeworden, in

denen Aufträge im Baubereich mündlich erfolgten, wobei im Nachhinein nicht mehr nachvollziehbar sein soll, wer den Auftrag wann und in welcher Höhe erteilte. Sind über diese Fälle hinaus



a) im Grünflächenamt



b) in anderen Ämtern des Baudezernats



c) in anderen Bereichen der Stadtverwaltung



Aufträge (insbesondere bei Bau- bzw. Unterhaltungsmaßnahmen)

mündlich erteilt und nicht unverzüglich schriftlich dokumentiert



worden?


2. Sind in den genannten Fällen personalrechtliche Konsequenzen ge-



prüft worden? Wenn ja, mit welchem Ergebnis? Wenn nein, warum nicht?

3. Welche Maßnahmen sind unternommen worden bzw. geplant, um entsprechende Verstöße gegen die Allgemeine Geschäftsanweisung zu verhindern?

d) Vergabevorgänge


Ratsfrakation Bündnis 90/DIE GRÜNEN


Ratsherr   F e n s k e   (SPD) beantragt im Namen seiner Fraktion, den


ersten Satz des Antrages wie folgt zu ändern:

Der Oberbürgermeister legt dem Finanz- und Bauausschuß bis zur Juli-Sitzung einen Bericht vbor, der folgende Fragen beantwortet:..."

Beschluß einschließlich der beantragten Änderung: Nach Antrag-einstimmig


(Wieder)besetzung von Direktorenstellen städtischer         - Drs. 69 -


Gesellschaften


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Vertagt                                           

e) (Wieder)besetzung von Direktorenstellen städtischer         - Drs. 38 ​


Gesellschaften


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:


Hierzu wurden zwei Alternativanträge der CDU-Ratsfraktion, Drs. 68 und


der SPD-Ratsfraktion, Drs. 69, auf den Tisch gelegt.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, diesen Tagesord​nungspunkt in nichtöffentlicher Sitzung unter Tagesordnungspunkt 7. zu behandeln. 


Nach Beratung der Anträge der Fraktionen ruft Stadtpräsidentin 


K i e t z e r (SPD) diesen Antrag auf, um das Ergebnis einer Rücksprache

mit dem Leiter des Rechtsamtes mitzuteilen. Demnach kann der Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Drs. 38, in öffentlicher Sitzung be​schlossen werden, die beiden Alternativanträge sind in nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln.

Daraufhin beantragt Ratsherr Dr.   W u l f f   (CDU) im Namen seiner Fraktion, alle Anträge in nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag:


Nach Antrag - mit Mehrheit


bei 3 Gegenstimmen der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

f) Neubesetzung der Ausschüsse                                 - Drs. 39 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Herr Stefan Johnigk, wohnhaft Norddeutsche Straße 39 in 24243 Kiel, wird zum stellvertretenden Mitglied der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN in den Finanzausschuß gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

g) Resolution zur doppelten Staatsbürgerschaft                 - Drs. 40 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:


Beschluß:  Durch Neufassung ersetzt                          

g) Änderungsantrag zu Punkt 8 g)                               - Drs. 59 -


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/Bündnis 90/DIE GRÜNEN EN vor:

Die Kieler Ratsversammlunmg begrüßt die Integrationspolitik der neuen Bundesregierung und die Schaffung eines modernen Staatsangehörigkeits-


rechtes, wodurch der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nicht von

der Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit abhängig gemacht werden soll.

Die doppelte Staatsbürgerschaft bietet die Chance, ohne die eigene kul​turelle Identität aufgeben zu müssen, Rechte, Pflichten und erantwortung zu übernehmen. Integration ist dabei keine einseitig einklagbare Lei​stung, sondern ein Prozeß, der von uns allen getragen werden muß.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

g) Alternativantrag zu Punkt 8 g)                              - Drs. 65 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


Die Kieler Ratsversammlung lehnt die von deer Bundesregierung geplante

Änderung des Staatsangehörigkeitsrechtes ab, weil dieses bei der Anspruchseinbürgerung hinnimmt, daß die ausländische Staatsbürgerschaft beibehalten wird. Dies wird zwangsläufig zu einer erheblichen Zahl von doppelten Staatsbürgerschaften führen.

Die Ausweitung der Zahl von doppelten Staatsbürgerschaften wird die not​wendige Integration ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger in unse​rer Geesllschaft erschweren. Die Integration der auf Dauer in Deutsch​land lebenden ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger ist für die Zu​kunftsfähigkeit unserer Freiheits- und Rechtsordnung aber von entschei​dender Bedeutung. Integration erfordert, daß beide Seiten aufeinander zugehen, Toleranz für andere Lebensart einerseits und das Bemühen, in unserer gesellschaftlichen Wirklichkeit heimisch zu werden, andererseits Integration ist weder einseitige Assimilation noch unverbundenes Neben​einander auf Dauer. Ein Beispiel für gelungene Integration sind die EU​Bürger, die bei uns leben.

Ziel der Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel ist eine Kultur der Toleranz und des Miteinanders. Deshalb fordert die Ratsversammlung von der Bundesregierung ein Integrationskonzept für alle Ebenen staatlichen Handelns.

Gleichzeitig fordert die Kieler Ratgsversammlung von der Bundesregierung eine strikte Begrenzung weiteren Zuzugs. Wird diese nicht durchgeführt, werden alle Integrationsbemühungen letztlich scheitern. Die Kieler Rats​versammlung fordert deshalb die Bundesregierung auf, sich solchen Zielen nicht nur in Worten, sondern auch in Taten anzuschließen.

Zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts verlangt die Kieler Ratsver​sammlung von der Bundesregierung eine Erleichterung der Einbürgerung für die Ausländer, die sich integrieren wollen, und die sich auf Dauer für Deutschland als ihren Lebensmittelpunkt entscheiden. Die Neuregelung ist auch notwendig mit Blick auf die hier geborenen Kinder dauerhaft recht​mäßig in Deutschland lebender Ausländerinnen und Ausländer. Diese sollen eine Einbürgerungszusicherung erhalten. Sobald die in Deutschland gebo​renen Kinder derjenigen Ausländer, die seit langem in Deutschland ansäs​sig sind, sich aber gleichwohl noch nicht entscheiden konnten, selbst die deutssche Staatsangehörigkeit zu beantragen, aus ihrer angestammten Staatsangehörigkeit ausscheiden, sollen sie automatisch die deutsche Staatsangehörigkeit kraft Gesetzes erwerben.


Insgesamt fordert die Kieler Ratsversammlung:


1. Es bleibt grundsätzlich weiterhin beim Prinzip der Staatsangehörig-



keit durch Abstammung.


2. Es erfolgt eine Einbürgerungszusicherung für Ausländerkinder.


3. Es erfolgt ein Verkürzung des Einbürgerungsanspruchs von 15 auf 10


Jahre.


4. Es erfolgen eindeutige Regelungen zum Verlust und zur Versagung der



Staatsangehörigkeit.


5. Das Recht dere im Ausland lebenden deutschen Staatsangehörigen und



der Statusdeutschen wird diesen Grundsätzen ebenso angepaßt wie die



zu lösenden Rechtsfragen der DDR-Staatsbürgerschaft.

Die generelle doppelte Staatsbürgerschaft, die die Regierung Schröder beabsichtigt, birgt die Gefahr, daß man versucht, dauerhaft in zwei Wel​ten leben zu können und zu wollen. Dies ist keine wirkliche Integration. Deshalb schadet die regelmäßige Hinnahme doppelter Statsangehörigkeit dem Integrationsziel. Die Integration der ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger muß aber weiterhin höchstes Ziel aller staatlichen Ebenen sein und gesellschaftspolitischen Vorrang vor allen Rechtsänderungen mit dem Ergebnis vermehrter doppelter Staatsangehörigkeit haben.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

8.g) Resolution zur doppelten Staatsbürgerschaft                 Drs. 40 ​



Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Hierzu wurde ein gemeinsamer Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN und der SPD-Ratsfraktion, Dr. 59, auf den Tisch gelegt. Dieser ersetzt die Drs. 40, die damit nicht mehr zur Beratung ansteht.

Außerdem wurde ein Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion, Dr. 65, auf



den Tisch gelegt.

Stadtpräsidentin K i e t z e r (SPD) läßt über den gemeinsamen Antrag von Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN und SPD-Ratsfraktion, Drs. 59, und den Antrag der CDU-Ratsfraktion, Drs. 65, alternativ abstimmen. Da​bei erhält die Drs. 59 die Mehrheit der abgegebenen Stimmen.



Abstimmungsverhältnis:



Nach Antrag - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen von SPD und Bündnis 90/DIE



GRÜNEN sowie Gegenstimmen der S-U-K.

h) Prioritätenliste Schulgebäude, Fachräume, Sport-            - Drs. 43 -



hallen, Sportflächen                              



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, eine Prioritätenliste der drin​genden Sanierungsmaßnahmen an Schulgebäuden einschließlich der Fachräume der Allgemeinbildenden und Beruflichen Schulen sowie an Sporthallten und Sportspielflächen mit dem jeweiligen Finanzierungsbedarf vorzulegen.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       





bei Gegenstimmen der CDU

i) Benennung eines Vorstandsmitgliedes für die Pumpe           - Drs. 44 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

ALs Vorstandsmitglied für die Pumpe wird Ute Kohrs-Heimann, Holtenauer Straße 125, 24118 Kiel, gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

j) Informations- und Wegweisungssystem für den Frem-           - Drs. 45 -



denverkehr in der inneren Innenstadt              



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Verwaltung der Landeshauptstadt Kiel wird beauftragt, in Zusammenar​beit mit dem Stadtmarketing und deer Tourismusinformation Kiel e. V. ei​ne Informations- und Wegweisungssystem zur Attraktivitätssteigerung der Innenstadt für den Fremdenverkehr zu erstellen.

Die Konzeption soll unter Berücksichtigung des Fußgänge- und ÖPNV-Ver​kehrs Tages- und Übernachtungsgästen den Informationsfluß über kulturel​le und gastronomische Ziele genauso wie über den lokalen Einzelhandel und tourisstische Sehenswürdigkeiten wesentlich erleichtern. 


Beginnend an den Ankunftspunkten


- Hauptbahnhof,


- Fährterminal,


- innerstädtische Parkhäuser,


- innerstädtische Anleger der Fördeschiffahrt und


- größere Hotelanlagen

soll das Informations- und Wegweisersystem die Kieler Stadtteile Alt​stadt, Vorstadt, Exerzierplatz, Damperhof und die Küstenlinie des Stadt​teils Düsternbrook umfassen.

Hierbei soll der Konzeption ein erweiterungsfähiges Bausteinsystem zu​grunde gelegt werden, das mit der Umsetzung in der Altstadt beginnen und sich auf weitere Stadtteile erweitern läßt.


Es soll u. a.

- über Öffnungszeiten und Veranstaltungshinweise lokaler Kultureinrichtungen, Kirchen, weiterer Einrichtungen sowie des Einzelhandels informieren, 


-  auf historische Gebäude und Denkmäler erklärend hinweisen, 

-  die verkehrsstrukturell geeigneten und stadtgestalterisch attraktiven Fußwegrouten verdeutlichen und hierbnei systematische Routen wie "Museumsweg", "Hafenrunde" u. ä. erzeugen, 


-  die zentralen Haltestellen/Verknüpfungspunkte des ÖPNV hervorheben, 


-  Aspekte der Mobilitätsberatung durch weitreichende Fahrgastinforma-



tionen beinhalten.

Hierbei soll ein einheitliches und auffälliges Wegweisungs- und Beschil​derungssystem genauso Bestandteil sein, wie die Einbeziehung von Infor​mationsflächen an Bushaltestellen, an den Ankunftspunkten (siehe oben) und zentralen Plätzen der Innenstadt. Die sprachliche Gestaltung soll neben der deutschen Sprache die englische und skandinavische Sprache be​rücksichtigen.

Neben der konzeptionellen Vorstellung soll eine Kostenberechnung vorge​legt werden. Hierbei sollen Möglichkeiten privater Finanzierung sowie der Insanspruchnahme von EU-Mitteln geprüft werden.

In die Konzepterstellung sollen Studierende verschiedeneer Fachrichtun​gen der Kieler Hochschulen durch Praktika, Diplomarbeiten und Projekt​verträge eingebunden werden.

Den Gremien der Selbstverwaltung ist das Konzept vor der Sommerpause vorzulegen, um Beratungen über seine Umsetzung durchführen zu können.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

j) Informations- und Wegweisungssystem für den Fremdenverkehr  Drs. 45 -


in der inneren Innenstadt


SPD-Ratsfraktion


Hierzu wurde ein Ergänzungsantrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE


GRÜNEN, Drs. 60, auf den Tisch gelegt:

Ratsherr   A n e m ül l e r   (SPD) übernimmt im Namen seiner Fraktion aus dem Antrag der Drs. 60 die Ergänzungen zu Seite 1, 1. Zeile des 2. Absatzes:


"...des Fußgänger-, Radfahr- und ÖPNV-Verkehrs..."


und zu Seite 1, letzte Zeile:


"...Damperhof, Gaarden und die Küstenlinie..."

Ratsherr O s c h m a n n (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) zieht daraufhin im Na​men seiner Fraktion die beantragte Ergänzung zu Seite 2, Drs. 60, zu​rück.

Ratsherr   C o r d e s   (CDU) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf


Überweisung in den Bau- und Wirtschaftsausschuß.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag:


Abgelehnt - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der CDU


Beschluß über die veränderte Drs. 45:


Nach Antrag - mit Mehrheit bei Gegensstimmen der CDU

k) Novellierung der Erbbaurechtsverordnung                     - Drs. 46 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel fordert die Bundesregie​rung auf, die Erbbaurechtsverordnung dahingehend zu ändern, daß der Erb​bauberechtigte bei Ablauf des Erbbaurechts die Verlängerung des Erbbau​vertrages zu sozial tragbaren Bedingungen verlangen kann oder der Zeit​wert bzw. Verkehrswert des Hauses entschädigt wird.


Beschluß: A b g e l e h n t - mit Mehrheit -

l) Angemessene Berücksichtigung sozialer Kriterien bei         Drs. 47 


​Vergabe von Erbbaurechten und Verlängerung von Erbbaurechtsverträgen in der Landeshauptstadt Kiel


Antrag der CDU-Ratsfraktion

Der Oberbürgermeister wird der Selbstverwaltung ein Konzept betreffend die Vergabe von Erbbaurechten und die Verlängerung von Erbbaurechtsver​trägen vorlegen, das sich an folgenden Rahmenbedingungen orientiert:

1. Vergabe von Erbbaurechten an private Eigenheiminteressenten nicht generell, sondern nur bei Vorliegen besonderer sozialer Gründe, wie z. B. junge Familien mit geringem Eigenkapital;

2. Steigerungsbegrenzung des Erbbauzinses bei Verlängerung des Erbbaurechts zur Vermeidung sozialer Härten;


3. Nach Ablauf des Erbbaurechts Entschädigung des Hauses zum gültigen




Verkehrswert;

4. Vertraglicher Abschluß von Kaufoptionen zu bereits bei Vertragsabschluß vereinbarten Zeitpunkten;

5. Vorzugsverkäufe von Erbbaugrundstücken in geschlossenen Wohngebieten an Erbbauberechtigte zu günstigen Konditionen zwecks Eigentumsbil​dung.




Zurückgestellt

l) Alternativantrag                                            - Drs. 61 -

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN     : vor:


1. Der vorliegende Antrag wird bis zur Vorlage des folgenden Erfahrungs-




berichts zurückgestellt:

2. Die Verwaltung legt bis zur Ratssitzung im Mai 1999 einen Erfahrungs​bericht zu der bisherigen Kieler Praxis der Vergabe von Erbbaurechten




an städtischen Grundstücken vor. In diesem Bericht sollen unter





anderem folgende Punkte behandelt werden:



- Zahl der Erbbauverträge und daraus folgende Einnahmen der Stadt Kiel



- Verücksichtigung sozial schwacher Menschen/Familien

- Soziale Zusammensetzung der Siedlungsgebiete mit vielen Erbbauverträ​gen



- Nutzung der Wahlmöglichkeiten zwischen kauf und Erbbauverträgen



- Propbleme bei Fortsetzungen, Änderungen und Nachfolgeregelungen von




Erbbauverrrägen



- Verfahren beim Kauf von bisherigen Erbbaugrundstücken

8.k) Novellierung der Erbbaurechtsverordnung                     - Drs. 46



​CDU-Ratsfraktion

8.l) Angemessene Berücksichtigung sozialer Kriterien bei Vergabe



von Erbbaurechten und Verlngerung von Erbbaupachtverträgen in



dere Landeshauptstadt Kiel



CDU-Ratsfraktion

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, die Tagesordnungspunkte 8.k) und 8.l) gemeinsam zu behandeln.



Hierzu wurde ein Alternativantrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE



GRÜNEN, Drs. 61, auf den Tisch gelegt.



Ratsherr   O s c h m a n n   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) ändert im Namen



seiner Fraktion die Drs. 61 wie folgt ab:

"1. Der vorliegende Antrag wird bis zur Vorlage des folgenden Erfahrungsberichtes (Ziffer 2) zurückgestellt und in die Ausschüsse Finanzen und Soziales überwiesen.



2. Die Verwaltung legt dem Finanzausschuß und dem Sozialausschuß bis




März 1999 einen Erfahrungsbericht..."



Beschluß über die Drs. 46: Abgelehnt - mit Mehrheit bei 



Ja-Stimmen der CDU



Da die Drs. 61 u. a. eine Zurückstellung der Drs. 47 beinhaltet, ist

dieser Antrag nicht als Alternativantrag sondern als Geschäftsordnungsantrag zu behandeln.



Beschluß über die Drs. 61: Nach Antrag - einstimmig

m) Aufstellungsbeschluß für die Grundstücke                    - Drs. 48 -



Rendsburger Landstraße 232 bis 244



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung beauftragt den Oberbürgermeister, einen Aufsstel​lungsbeschluß für einen B-Plan für das Gebiet Rendsburger Landstraße 232 bis 244 zu erstellen. Der B-Plan soll Sonderflächen enthalten, die es der Firma Aldi ermöglichen, eine Aldi-Markt dort zu errichten.

m) Aufstellungsbeschluß für die Grundstücke Rendsburger        Drs. 48 -



Landstraße 232 bis 244



Beschluß: A b g e l e h n t - mit Mehrheit -

n) Antrag der Ratsfraktion Bündnbis 90/DIE GRÜNEN              - Drs. 62 -



Ratsversammlung am 21. Januar 1999;



hier: Ausstellung "Vernichtungskrieg - Verbrechen der






Wehrmacht 1841 - 1944"

a) Die Ratsversammlung verurteilt ausdrücklich, daß die umstrittene Ausstellung "Vernichtungskrieg - Verbrechen der Wehrmacht 1841 ​1944" von neofaschistischen und ihnen na1estehenden Kreisen als Vor​wand dafür benutzt wird, den Jahrestag der Machtergreifung des Natio​nalsozialismus mit einer Demonstrataion zu feiern und alle Wehr​machtssangehörigen des Zweiten Weltkriegs damit pauschal für die Sa​che des Nationalsozialismus zu vereinnahmen.

b) Die Ratsversammluzng begrüßt ausdrücklich das Verbot der Demon​stration der Jungen Nationaldemokraten in Kiel am Jahrestag der Machtergreifung des Nationalsozialismus und fordert die Verwaltung auf, alle Rechtsmittel zu nutzen, um dieses Verbot durchzusetzen.

c) Die Ratsversammlung begrüßt die Durchführung einer Demonstration am 30.01.1999, deren Ziel es ist, öffentlich sichtbar zu machen, daß neofaschistische Tendenzen in Kiel keine Platz haben und keinen öf​fentlichen Beifall finden.



Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

o) Ökologische Steuerreform                                    - Drs. 63 -



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel fordert - unbeschadet der Auffassungen der in ihr vertretenen Fraktionen zum Thema "ökologische Steuerreform" - die Bundesregierung auf, den öffentlichen Personennah​verkehr von der Steuererhöhung des Energieverbrauchs auszunehmen.

o) Ökologische Steuerreform                                    - Drs... 63 


CDU-Ratsfraktion



Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.



Ratsherr   Dr.   W u l f f   (CDU) regt an, daß die Resolution dem



Städtetag zur Kenntnis gegeben werden sollte.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

9. Betreff:  Jahresabschluß des Abfallwirtschaftsbetriebes        - Drs. 31 -






für das Geschäftsjahr 1997


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge

Antrag: Der Wirtschaftsprüfer Gerd Jander, Rathausstraße 28, 24103 Kiel,





wird zum Abschlußprüfer für das Geschäftsjahr 1998 bestellt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

10. Betreff:  Jahresabschluß des Eigenbetriebes Kieler Sport-      - Drs. 25 





​boothäfen und Ostseehalle für das Wirtschaftsjahr 





1997                                              


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Rethage


Antrag:

a) Stellungnahme des Oberbürgermeisters/Kenntnisnahme durch die Ratsver-



sammlung:

Die durch den Landesrechnungshof Schleswig-Holstein mit der Prüfung des Jahresabschlusses 1997 beauftragte Revisions- und Treuhand-Kommanditge​sellschaft, Schülperbaum 23, 24103 Kiel, hat für den Jahresabschluß zum 31.12.1997 folgenden abschließenden Bestätigungsvermerk erteilt:

"Die Buchführung und der Jahresabschluß entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den gesetzlichen Vorschriften. Der Jahresab​schluß vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluß. Die wirt​schaftlichen Verhältnisse geben zu wesentlichen Beanstandungen keinen Anlaß."

Der Oberbürgermeister empfiehlt der Ratgsversammlung, den Jahresab​schluß festzustellen und zu beschließen, daß der Verlust in Höhe von 246.715,38 DM auf Rechnung des Geschäftsjahres 1998 vorgetragen wird.

b) Der Jahresabschluß des EigenbetriebesKieler Sportboothäfen und Ostsee​halle für das Wirtschaftsjahr 1997 wird festgestgellt:



Es betragen
die Bilanzsumme               26.331.027,66 DM

die Summe der Erträge          3.938.777,55 DM die Summe der Aufwendungen     4.185.492,93 DM der Jahresverlust                246.715,38 DM


c) Der Jahresverlust von 246.715,38 DM wird auf Rechnung des Geschäfts-



jahres 1998 vorgetragen.


d) Dem Oberbürgermeister und der Werkleitung wird Entlastung erteilt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig - bei 3 Enthaltungen S-U-K

11. Betreff:  Umbau des Neuen Rathauses/Kultureinrichtungen        - Drs. 36 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Ing. Otto Flagge

Antrag: Das Erdgeschoß des Neuen Rathauses ist nach den vorgelegten Plänen des Hochbauamtes für die Zwecke des Kulturviertels mit der Stadt​galerie umzubauen.

11. Umbau des Neuen Ratshauses/Kultureinrichtungen                 - Drs. 36 -

Hierzu wurde der Beschluß des Kulturausschusses vom 12.01.1999 nachgesandt, der Bestandteil der Vorlage ist.


Außerdem wurde ein Änderungsantrag der CDU-Ratsfraktion, Drs. 64, auf den


Tisch gelegt.


Beschluß über die Drs. 64: Abgelehnt - mit Mehrheit








bei Ja-Stimmen CDU und S-U-K








sowie 3 Enthaltungen Bündnis 90/DIE GRÜNEN


Beschluß über die Drs. 36: Nach Antrag - mit Mehrheit

bei Ja-Stimmen SPD

12. Betreff:  136. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt    - Drs. 5 





​Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-  

Schreventeich, zwischen Gutenbergstraße, Eckern-  

förder Straße und Güterbahn West (Endgültiger     Beschluß)

                                 

Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing.f Otto Flagge

Antrag: Für einen Bereich in Kiel-Schreventeich zwischen Gutenbergstraße, Eckernförder Straße und Güterbahn West wird die 136. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan endgültig beschlossen.


Zurückgezogen                                     

13. Betreff:  Vorhabenbezogener B-Plan Nr. 892 V für das           - Drs. 6 ​




Baugebiet Kiel-Schreventeich, Gutenbergstraße,    




südlich der Grundstücke Gutenbergstraße 75 - 77,  




Bahndamm, Eckernförder Straße (Satzungsbeschluß)  


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:


I.
Die Anregungen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 892 V, der in

der Zeit vom 19.10.1998 bis zum 19.11.1998 öffentlich ausgelegen hat, von

a) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Olshausenstr. 12, 24118 Kiel,



b) dem Eisenbahnbundesamt, Postfach 10 19 23, 20013 Hamburg,



c) der Firma Anton Willer Mineralöl GmbH & Co. KG,




Gutenbergstraße 80 - 86, 24118 Kiel,



werden nicht berücksichtigt.

II.  Für das Baugebiet Kiel-Schreventeich, Gutenbergstraße, südlich der Grundstücke Gutenbergstraße 75 - 77, Bahndamm, Eckernförder Straße wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr.892 V als Satzung beschlos​sen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

III. Für den vorhaabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 892 V wird eine Satzung über den Genehmigungsvorbehalt von Grundstücksteilungen gem. § 19



Abs. 1 Bau gesetzbuch (BauGB) beschlossen.


Zurückgezogen

14. Betreff:  B-Plan Nr. 902 für das Baugebiet Kiel-Gaarden,       - Drs. 7 




​südlich der Schwimmhalle Gaarden, westlich Schul- 




straße, nördlich Karlstal und östlich Werftstraße 




(Aufstellungsbeschluß)                            


Berichterstatter:  Stadtbaura Dr.-Ing. Otto Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Gaarden südlich der Schwimmhalle Gaarden,

westlich Schulstraße, nördlich Karlstag und östlich Wereftstraße wird der Bebauungsplan Nr. 902 aufgestellt.

Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit- bei einigen Gegenstimmen CDU

15. Betreff:  B-Plan Nr. 889 für das Baugebiet Kiel-Wellsee,       - Drs. 16 ​




zwischen den Straßen Kölenberg und Wellseedamm    





nördlich des Hagener Moores (Aufstellungsbeschluß)  


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Wellsee zwischen den Straßen Kölenberg und Wellseedamm nördlich des Hagener Moores wird der Bebauungsplan Nr. 889 aufgestellt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

16. Betreff:

Baulandpotentiale in Einfamilienhausgebieten         - Drs. 9 -







der LHS Kiel
                        


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge

Antrag: Den von der Verwaltung in der Anlage aufgezeichneten Verdichtungs​möglichkeiten in den Stadtteilen mit großen, baulich gering ge​nutzten Grundstücken wird zugestimmt (s. in der Sitzung aushängen​der Übersichtsplan).

Die Verwaltung wird beauftragt, die Baulandpotentiale in den ein​zelnen Stadtteilen der Öffentlichkeit im Rahmen von Ortsbeirats​sitzungen kurzfristig vorzustellen und mit den Bürgern und Bürge​rinnen zu diskutieren.

Die Verwaltung wird beauftragt, im Anschluß an die öffentliche Diskussion für die Bereiche, in denen erst die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine zusätzliche Bebauung zu schaffen sind, die entsprechenden Bebauungs​pläne aufzustellen.

16. Baulandpotentiale in Einfamilienhausgebieten der               - Drs. 9 ​Landeshauptstadt Kiel


Hierzu wurde der Beschluß des Bauausschusses vom 14.01.1999 nachgesandt,


der Bestandteil dieser Vorlage isst.


Ratsherr

 K l u t h   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt im Namaen seiner


Fraktion folgenden Ergänzungsantrag:


"Die Ratsversammlung möge beschließen:


Die durch den Bauausschuß geänderte Verwaltungsvorlage wird mit dem neuen


Punkt 3 wie folgt ergänzt:

3. Die Verwaltung erläutert die Gründe für den Konflikt "umweltunverträg-



lich" den Ortsbeiräten und bei der Aufstellung der B-Pläne.


Der vorliegende Punkt 3 wird zu Punkt 4."

Beschluß über den Ergänzungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit bei








Gegenstimmen der S-U-K


Beschluß über die ergänzte Drs. Nr. 9: Nach Antrag - einstimmig.

17. Vorlage des Bauausschusses


Betreff: Straßenbenennung;






hier: Zum Kesselort


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge

Antrag: Die von der Straße Hasselfelde abzweigende Stichstraße zum Marine​materialdepot erhält die Bezeichnung "Zum Kesselort".


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

18. Anfragen 

a) Verwaltungsmodernisierung an Kieler Schulen                 - Drs. 20 


​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


1. Welche Aufgaben sind im Rahmen der Verwaltungsmodernisierung

(Budgetierung) bisher direkt auf die Verwaltungseinheiten in den Kieler Schulen übertragen worden und hat es hierzu im Vorfeld Abstimmungsgespräche mit den betroffenen Schulleitungen gegeben?

2. Welche Maßnahmen sind hinsichtlich der finanziellen und technischen Ausstattung der Schulen und der notwendigen Aus-/Weiterbildung der betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgt und welche Kosten hat dies verursacht?

3. Wie wird das Ergebnis dieser Maßnahmen von Seiten deer städtischen

Schulverwaltung und der betroffenen Schulleitungen beurteilt?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

b) Verlagerung Stadtgalerie                                    - Drs. 21 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Gab oder gibt es Arbeitsgruppen - oder andere Gremien der Landes​hauptstadt Kiel, die sich unter Beteiligung des Landes Schleswig​Holstein mit der Verlagerung der Stadtgalerie befassen oder befaßt haben?


2. Wenn ja, wer hat die Landeshauptstadt Kiel vertreten und warum wurde




die Selbstverwaltung hierüber nicht informiert?


3. Welche Standortalternativen wurden mit welchem Ergebnis diskutiert?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

c) Tiertransporte über Kiel                                    - Drs. 22 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:


1. Auf welchen Wegen und in welchem Umfang erfolgen Tiertransporte




über Kiel?


Wie und durch wen erfolgen Kontrollen?


3. Was geschieht bei Verstößen gegen tierschutzrechtliche Bestimmungen?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

d) Mehrbelastung der LHS Kiel durch ökologische                - Drs. 23 


​Steuerreform                                      


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Welche finanziellen Mehrbelastungen erwartet die Landeshauptstadt Kiel für die Jahre 1999 aufgrund der im Bundestag und Bundesrat verabschiedeten sog. "Ökologischen Steuerreform" der rot/grünen Bundesregierung im Zuständigkeitsbereich der Landeshauptstadt Kiel? (Bitte aufschlüsseln: getrennt zwischen Verwaltung, jeweiligen Eigenbetrieben, Gesellschaften wie KVAG etc.)


2. Ist vorgesehen, diese Mehrbelastungen an die Bürgerinnen und Bürger

in Form von Gebührenerhöhung, höheren Fahrentgelten, Tariferhöhung etc weiterzugeben?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

e) Zusammenlegung des Ordnungs- und Rechtsamtes                - Drs. 24 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:


1. Ist es richtig, daß der Oberbürgermeister die Absicht verfolgt, das




Ordnungsamt mit dem Rechtsamt zusammenzulegen?




Wenn ja, aus welchen Grünen?

2. Für den Fall, daß eine Zusammenlegung beabsichtigt ist, welcher/ welchen Dezernentin/Dezernenten werden die zusammengelegten Ämter zugeordnet?


3. Gehört das Vorhaben zu den Bestandteilen der Verwaltungsreform und




Haushaltskonsolidierung?




Wenn ja, aufgrund welchen Vorbildes und welchen Erfahrungen?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

f) Sponsoring von Kulturveranstaltungen                        - Drs. 26 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Für welche Veranstaltung (von wievielen() wurden in den Jahren 1996, 1997 und 1998 Finanzmittel im Rahmen des Sponsorings durch Dritte (orivatwirtschaftliche Unternehmungen, öffentliche Einrichtungen




u. a.) erschlossen und welche Anteile an der Gesamtfinanzierung




machten diese Finanzmittel aus?


2. Welche Besucherfrequentierungen und welche Presseresonanzen fanden




die einzelnen gespnserten Veranstaltungen?


3. Welche konzeptionellen Vorstellungen bestehen seitens des Kultur-




amtes, den Anteil des Spnsorings zu vergrößern und die




Leistungsfähigkeit des Amtes somit zu steigern?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

g) Wertgutachten zur KWG                                       - Drs. 41 -


Ratsfrau Reimann                                  

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:


1. Bis wann erwartet der Oberbürgermeister die Vorlage des Wertgut-




achtens über die KWG?


2. In welcher Form ist die weitere Beteiligung der Selbstverwaltung




geplant?


3. Wann soll über einen Verkauf entschieden werden?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

h) Schlüsselzuweisungen 1999                                   - Drs. 42 -


Ratsherr Oschmann                                 

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:


1. Gibt es Hinweise darauf (wenn ja, welche) oder ist bereits bekannt,

daß die Summe der Schlüsselzuweisungen des Landes an die Stadt Kiel (Gemeindeschlüsselzuweisung, Kreisschlüsselzuweisung, Zuweisung für übergemeindliche Aufgaben) für das Jahr 1999 höher sein werden als im Haushaltsplan 1999 mit insgesamt 167,6 Mio DM veranschlagt?


2. Wenn ja, mit welchen Summen kann die Stadt Kiel in 1999 rechnen und




seit wann ist dem Kämmerer die höhere Summe der Schlüsselzuweisungen




bekannt?

3. Warum sind diese Informationen nicht in die Haushaltsberatungen für





das Jahr 1999 eingeflossen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


i) B-Pläne im Ortsteil Hammer                                  - Drs. 50 -



Ratsherr Hahn                                     



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:





1. Aus welchen Gründen und wie lange ist die Bearbeitung der genannten





B-Pläne gestoppt?

2. Welche dieser Gründe betreffen die einzelnen B-Pläne in welcher Art?

3. Welche Möglichkeiten bestehen, einzelne der genannten B-Pläne geson-





dert zu behandeln und zu verabschieden?



Beschluß: B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


j) Siedlerbeirat                                               - Drs. 51 -



Ratsherr Hahn                                     



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Aus welchen Gründen ist bisher nicht zur konstituierenden Sitzung des





Siedlerbeirates eingeladen worden?

2. Gibt es seitens der Verwaltung Überlegungen, den von der Ratsversamm-





lung einstimmig gewählten Siedlerbeirat aufzulösen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


k) Finanzen der LHS Kiel                                       - Drs. 52 -



Ratsherr Kluth                                    



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:



1. Welche finanzielle Entlastungen kann die Landeshauptstadt Kiel





in den Jahren 1999 und 2000 erwarten





durch die Erhöhung des Kindergeldes für das erste und zweite Kind um

30,00 DM monatlich ab dem 01.01.1999 und den entsprechenden Auswir​kungen auf die Sozialhilfelasten der Stadt Kiel?

Durch die Absenkung des Rentenversicherungsbeitrages ab dem 01.04.1999 von 20,3 % auf 19,5 % bei den von der Stadt Kiel be​schäftigten Arbeiterinnen und Angestellten, die durch das Aufkommen aus der ersten Stufe der ökologischen Steuerreform gegenfinanziert wird?

2. Wie wird sich die Wirtschaftlichkeit von Energieeinsparinvestitionen und -maßnahmen der Stadt Kiel entwickeln, wenn die Preise von Strom, Gas und Kraftstoffen für Fahrzeuge gemäß der o. g. Ökobesteuerung





ab 01.04.1999 ansteigen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

   19. Große Anfrage



Es liegt keine Große Anfrage vor.

20. Betreff:  Wahl eines Schiedsmannes                             - Drs. 53 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Für die Dauer von fünf Jahren wird im Bezirk Neumühlen​Dietrichsdorf zum Schiedsmann gewählt:


Bernhard Oden-Krakowski, Alfons-Huysmans-Ring 54, 24149 Kiel

Beschluß:
Nach Antrag - einstimmig -

21. Verschiedens


a) Pünktlichkeit der Ratsversammlung

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) bittet darum, daß die Ratsversammlung in Zukunft ihre Sitzungen pünktlicher beginnt und auch die Pausenzeiten eingehalten werden.


- Kenntnis genommen -


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin K i e t z e r (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 18.02.1999 stattfindet und schließt die Öffentliche Sit​zung der Ratsversammlung.



Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

1. Stellv.                   1. Stellv.                 2. Stellv. Stadtpräsident                  Schriftführer              Schriftführer





N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 21. Januar 1999 Nichtöffentliche Sitzung

Beginn: 20.45 Uhr

                         Ende: 21.55 Uhr

Sitzungsunterbrechung:
./.

Vorsitz:


Stadtpräsidentin Kietzer

1. Schriftführer/in:
Frau Jacobsen

2. Schriftführer/in:
Herr Cordes

Ratsmitglieder:

Herr Altewolf, Herr Anemüller, Frau Benn,

Herr Cordes, Frau Dickhoff, Herr Diester, Frau Engelke, Herr Dr. Erdmann, Herr Fenske, Herr Finger, Herr Hahn, Frau Halbe,

Herr Hammerich, Herr Heinemann, Frau Helmig, Herr Huckriede, Frau Jacobsen, Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Herr Kempe, Frau Ketelsen,

Frau Kietzer, Herr Kirkskothen, Herr Kluth, Frau Kohrs-Heimann, Herr Kottek, Herr Kramer, Frau Lebert, Frau Lindner, Herr Lindner,





Frau Martens, Herr Meyer, Herr Moriz,

Herr Oschmann, Frau Pohl, Herr Raupach, Frau Reimann, Herr Rogacki, Frau Schattke, Herr Schulz, Herr Tovar, Herr Tschorn, 

Herr Vieregge, Herr Vogelsang, Herr Wetzel,





Herr Weyher, Herr Wehner, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:


Frau Engelke, Herr Huckriede, Frau Jöhnk, Herr Meyer,

Herr Vieregge, Herr Vogelsang

Ratsherren/innen:
Oberbürgermeister Gansel, Stadträtin Bommelmann,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Bürgermeister Zimmer, Stadtrat Schirmer

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und wei​tere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:

Frau Thomsen (Amt für Organisation und Verwaltungsre-





form)

1. Betreff:  Bürgschaft für ein Darlehen der Stadtwerke Kiel AG   - Drs. 30 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel                

Antrag: Zugestimmt wird der Übernahme einer 100%igen Ausfallbürgschaft

durch die Landeshauptstadt Kiel zugunsten der Stadtwerke Kiel AG für ein Darlehen der BfG Bank AG in Höhe von 2.750.000,00 DM (Umschuldung)

1. Bürgschaft für ein Darlehen der Stadtwerke Kiel AG             - Drs. 30 -

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder und Mitarbeiter von VVK und Stadtwerke sind befangen. Sie wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

2. Betreff:  Abschluß eines Durchführungsvertrages zum            - Drs. 13 ​vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 892 V (Gutenberg-    






straße 79/Ecke Eckernförder Straße)               


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge

Antrag: Dem Abschluß des beigefügten Durchführungsvertrages wird zugestimmt.

2. Abschluß eines Durchführungsvertrages zum vorhabenbezogenen    - Drs. 13 ​Bebauungsplan Nr. 892 V (Gutenbergstraße 79/Ecke Eckernförder-


Straße)


Ratsherr   L i n d n e r   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf


Vertagung.


Vertagt - einstimmig -

Nachdem Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) die Nichtöffentliche Sitzung geschlossen und die Öffentlichkeit wiederhergestellt hat, z ieht Stadtbaurat Dr. Flagge die Tagesordnungspunkte 12. und 13. der Öffentlichen Sitzung zurück.

3. Betreff:  Zivil-militärische Nutzung im Marinestützpunkt       - Drs. 14 ​





Kiel-Wik                                          


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:

I. Es wird grundsätzlich zugestimmt, die Landesentwicklungsgesellschaft mbH

(LEG) auf der Grundlage des § 11 BauGB mit der Vorbereitung und Durchführung der städtebaulichen Entwicklungs-Umnutzungsmaßnahmen im freiwerdenden Teil des Marinestützpunktes - vgl. Anlage Lageplan - zu beauftragen.

II. Die Verwaltung wird ermächtigt, mit der LEG eine vertragliche Verein​barung zu schließen. Mit diesem Vertrag soll zunächst in einer ersten Stufe die LEG beauftragt werden, gemeinsam mit der Stadt einen städte​baulichen Rahmenplan auf der Grundlage der Machbarkeitsstudie (siehe Eckpunkte gemeinsame Sitzung Wirtschafts- und Bauausschuß vom 05.03.1998) zu entwickeln, der als Handlungsrahmen und Grundlage für Kostenschätzungen, Wertermittlungen und zur Kalkulation der Gesamt​maßnahme dienen soll.




Weiter soll die LEG beauftragt werden, die Flächen im eigenen Namen

und für eigene Rechnung von der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Oberfinanzdirektion Kiel (OFD) zu erwerben und entsprechende Verhandlungen zu führen. Dabei sollen die "Grundsätze für die ver​billigte Veräußerung/Nutzungsüberlassung und unentgeltliche Veräußerung bundeseigener Grundstücke vom 27.03.1995" ausgeschöpft werden.

Die mit dem Vertrag entstehenden Kosten trägt die LEG zur Verrechnung im Rahmen der in zweiter Stufe zu übertragenden Durchführung der Ge​samtmaßnahme. Dieser Vertrag wird der Ratsversammlung esondert zur Be​schlußfassung vorgelegt werden. Die Planungshoheit der Gemeinde wird nicht berührt.

3. Zivil-militärische Nutzung im Marinestützpunkt Kiel-Wik        - Drs. 14 -

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   teilt mit, daß die in der Vorlage genannten "Grundsätze für die verbilligte Veräußerung/Nutzungsüberlasung und unentgeltliche Veräußerung bundeseigener Grundstücke" nicht vom 27.03.1995 sind, sondern vom 30.04.1997.


Ratsherr T o v a r (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Zurückstel-

lung, bis der Wirtschaftsausschuß Gelegenheit hatte, sich mit der Vorlage


zu befassen.


Zurückgestellt - einstimmig -

4. Betreff:  Vertrag zwischen der LHS Kiel und der Deutschen      - Drs. 34 ​Gesellschaft für Immoblienfonds mbH (DEGI)        


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge

Antrag: Dem anliegenden Vertragsentwurf zwischen der Landeshauptstadt Kiel hier vertreten durch die Kieler Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft mbH (KiWi), und der DEGI wird zugestimmt.

Werden noch Vertragskorrekturen erforderlich, die weentliche Ver​tragsinhalte nicht verändern, ist eine erneute Beschlußfassung entbehrlich.

4. Vertrag zwischen der LHS Kiel und der Deutschen Gesellschaft   - Drs. 34 


​für Immobilienfonds mbH (DEGI)


Hierzu wurde folgender Änderungsantrag der Ratsfraktion 


Bündnis 90/DIE GRÜNEN auf den Tisch gelegt:


"Die Ratsversammlung möge beschließen: 

Der letzte Satz des Paragraphen 3 Abs. 5) wird wie folgt geändert: ...Eine öffentliche Zugänglichkeit mindestens zwischen 6.00 und 22.00 Uhr wird ge​währleistet und als Baulast in das Grundbuch eingetragen.


Ratsherr   L i d n e r  (SPD) stellt im Namen seiner Fraktion folgenden


Ergänzungsantrag:

"Die KIWI wird beauftragt, alle Öffnungszeiten in einem Nebenvertrag zu


vereinbaren.


Hinsichtlich der Öffnungszeiten der ehemaligen Lerchenstraße ist der


Beschluß des Ortsbeirates Mitte die Verhandlungsbasis."


Daraufhin zieht Ratsherr   K l u t h   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) im namen


seiner Fraktion den o. g. Änderungsantrag zurück.


Beschluß: mit Änderung einstimmig

5. Kleine Anfragen

a) Betreff: Beschäftigung von Architekten durch das            - Drs. 18 


​Hochbauamt                                        



Berichterstatter:  SPD-Ratsfraktion                        



Antrag:
1. Welche Architekten wurden im Zeitraum der letzten fünf Jahre

durch das Hochbauamt mit Planungen beauftragt und nach welchen Kriterien wurden die Architekten ausgewählt?






2. Für welche Bauvorhaben erfolgte jeweils die Beauftragung?






3. Wie hoch waren die jeweiligen Auftragssummen?



Beschluß:  Verwiesen

6. Mitteilungen des Oberbürgermeisters

a) Prüfauftrag der Ratsversammlung zur Integration             - Drs. 55 


​des Abfallwirtschaftsbetriebes Kiel (ABK) in die 



Müllverbrennung Kiel Verwaltungs GmbH/GmbH + Co. KG (MVK)



Zurückgezogen

7.

Ratsversammlung am 21. Januar 1999; 

hier: (Wieder)besetzung von Direktorenstellen städtischer Gesellschaften



Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

1. Die Aufsichtsratsmitglieder der VVK, KVAG und Stadtwerke werden verpflichtet, den Mitgliedern der Ratsversammlung die Ergebnisse des Berichts der Revisions- und Treuhand-Kommanditgesellschaft, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und Steuerberatungsgesellschaft, Kiel, zum Thema Kulanzregelung durch die Transportversicherung mitzuteilen.

2. Die Ratsversammlung verpflichtet die Aufsichtsratsmitglieder der betroffenen städtischen Gesellschaften, bis zu einem Beschluß der Ratsversammlung, ob eine Ausschreibung stattfinden soll oder nicht, Direktorenstellen nicht (wieder)zubesetzen.

7.

Anträge der Fraktionen

(Wieder)besetzung von Direktorenstellen städtischer         - Drs. 38 ​Geesllschaften



Ratsfraktion Bündnbis 90/DIE GRÜNEN



Alternativantrag der SPD-Ratsfraktion

Unter Tagesordnungspunkt 8.e) der Öffentlichen Sitzung wurde beschlossen, diese Anträge in Nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln.

Stadtpräsidentin K i e t z e r (SPD) teilt mit, daß laut Aussage des Rechtsamtes die Aufsichtsratsmitglieder und Mitarbeiter von VVK und Stadtwerke nicht befangen sind.

Ratsherr F e n s k e (SPD) beantragt im Namen seinere Fraktion, den An​trag der SPD-Ratsfraktion, Drs. 69, gesondert vor den anderen abzustim​men, da dieser einen Bericht des Aufsichtsratsvorsitzenden fordert, der für die Beschlußfassung zu den Drs. 38 und 68 hilfreich sein kann.



Beschluß über die Drs. 69:

Nach Antrag - mit Mehrheit bei einigen Gegenstimmen und Enthaltungen der CDU sowie Gegenstimmen der S-U-K



Ratsherr   F e n s k e   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf



Vertagung.



Beschluß: Vertagt - mit Mehrheit

bei Gegenstimmen der Ratsfraktion B 90/DIE GRÜNEN und einigen Gegenstimmen der CDU-Ratsfraktion

8.
Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin K i e t z e r (SPD) schließt die Nichtöffentliche Sit​zung, stellt die Öffentlichkeit her und teilt mit, daß die Tagesordnungs​punkte 2. und 7. vertagt wurden und Punkt 3. zurückgesstellt worden ist. Im übrigen wurde antragsgemäß entsvhieden.

Durch die Beschlußfassung zum Tagesordnungspunkt 2. der Nichtöffentlichen Sitzung stehen die Tagesordnungspunkte 12. und 13. der Öffentlichen Sit​zung heute nicht mehr zur Beratung an und werden deshalb von Stadbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge zurückgezogen.

Stadtpräsidentin K i e t z e r (SPD) schließt die Sitzung der Ratsver-


sammlung.

Stadtpräsidentin
1. Schriftführer
2. Schriftführer

1. Stellv.
1. Stellv.
2. Stellv.

Stadtpräsident
  Schriftführer
  Schriftführer

